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PB.Z-01-239 Kapitel 5: Zusammen leben

Antragsteller*in: Jonas Graeber (KV Osnabrück-Stadt)

Änderungsantrag zu PB.Z­01

Von Zeile 238 bis 240 löschen:
Der Islam gehört zu Deutschland, jedoch sind Muslim*innen überproportional von struktureller
Diskriminierung, insbesondere auf dem Arbeitsmarkt, sowie von gewalttätigen Übergriffen betroffen. Der
Anschlag von Hanau, die fortdauernden Bedrohungen muslimischer Einrichtungen

Begründung

Die einseitige Heraushebung des Arbeitsmarkts ist nicht schlüssig, wenn man sich bspw. die
diskriminierenden Strukturen im polizeilichen Verhalten gegenüber Muslim*innen oder die Situation auf
dem Wohnungsmarkt anschaut.
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